
wurde, liege der erste Versicherungsfall nicht vor. Zwar liegt der
OGH damit ganz auf Linie seiner bisherigen Rsp. Dass „unmit-
telbar“ oder „direkt“ als „zeitlich zuletzt“ zu verstehen sind, ist
unter Transparenzaspekten aber keineswegs selbstverständlich
(Artner, ÖJZ 2023, 304).

Weiters sind Schäden durch „eingestürzte oder getragene Sa-
chen“ gedeckt. Es spricht viel dafür, dass nicht nur der gänzliche
Zusammenbruch des Pools („Einsturz“), sondern auch bereits
die teilweise Deformation („Einknicken“) unter diesen Versiche-
rungsfall fällt. Der OGH lässt dafür zwar Sympathie erkennen,
wendet aber den Risikoausschluss für Schäden durch „Eindrin-
gen von Niederschlag oder Anschwemmung“ durch nicht sturm-
bedingte Öffnungen an. Poolwasser ist kein Niederschlag, sodass
der Ausschluss nur dann einschlägig wäre, wenn es sich dabei um
eine „Anschwemmung“ handelt. Das kann mE bezweifelt wer-
den, wird doch Wasser üblicherweise nicht angeschwemmt, son-
dern schwemmt umgekehrt andere Sachen an.

Sieht man das nicht so – der OGH ging auf diese Frage gar
nicht ein –, muss man prüfen, ob die Öffnung sturmbedingt
war, also „direkt durch den Sturm oder durch den Einsturz von
durch den Sturm umgestoßener [sic] oder getragener [sic] Sa-
chen“ entstanden ist. Die erste Alternative scheidet aus, weil der
Sturm nicht die zeitlich letzte Ursache für die Öffnung war, son-
dern das Poolwasser. Unklar bleibt, ob sich das „Direktheitserfor-
dernis“ auch auf die zweite Alternative bezieht, sodass im Zweifel
nicht davon auszugehen ist (§ 915 HS 2 ABGB). Dann kann es
aber auf den zeitlichen Aspekt nicht ankommen. Der Einsturz ei-
ner vom Sturm umgestoßenen oder getragenen Sache muss also
nicht die zeitlich letzte Ursache für die Öffnung gewesen sein.
Konsequenterweise darf es dann keinen Unterschied machen,

ob der Einsturz unmittelbar zur Öffnung führt oder zunächst eine
andere Ursache bedingt, die erst dann die Öffnung verursacht. Im
vorliegenden Fall stürzte das Pool zwar nicht gänzlich ein, dem ist
aber wie oben festgehalten die teilweise Deformation gleichzuhal-
ten. Dieses Einknicken war kausal für den Eintritt des Poolwas-
sers, dessen Druck dann zur Öffnung führte. Folglich liegt eine
Öffnung vor, die sich zweifelsfrei kausal auf die Sturmeinwirkung
zurückführen lässt. Der Ausschluss ist somit nicht anwendbar.

Dieses Ergebnis wird bestätigt, wenn man die in der Klammer
angeführten Beispiele berücksichtigt. Der Versicherer möchte
nicht leisten, wenn das Fenster offen gelassen oder angelehnt
wurde oder das Fenster oder die Tür mangelhaft sind. In beiden
Situationen ist das Risiko, dass Wasser eindringen und Schäden
verursachen kann, offensichtlich besonders gesteigert. Zwar ist
dem OGH zuzustimmen, dass die angeführten Beispiele nicht
abschließend sind (arg „zB“). Ein wirklich klares Bild (§ 6 Abs 3
KSchG) der Deckungslage wird dem VersN damit aber nicht ver-
mittelt. Es erscheint nicht unlogisch, aus den angeführten Bei-
spielen den Gegenschluss zu ziehen: Sind Fenster und Türen ord-
nungsgemäß geschlossen und auch nicht mangelhaft, war die
Öffnung sturmbedingt.

Entgegen dem OGH hätte im Ergebnis also die Deckung
durchaus bejaht werden können. Es soll nicht verhehlt werden,
dass der OGH im vorliegenden Fall aufgrund der ungeschickt
formulierten ABHE vor einer besonders schwierigen Aufgabe
stand. Gerade deshalb muss die Auslegung des 7. Senats aber kri-
tisch gesehen werden. So wird zwar wie stets abstrakt betont, dass
das Verständnis des durchschnittlichen VersN maßgeblich sei.
Dass dieser konkret zum Ausschluss der Deckung gelangt, kann
aber durchaus bezweifelt werden.

Der Bekl mietete eine Wohnung der J GmbH (Vermieterin). Zw
der Vermieterin und der Kl besteht eine Leitungswasserscha-
denVers, die keinen Regressverzicht der Kl zu Gunsten ihrer
Mieter enthält, obwohl es auf dem österr VersMarkt VersVerträge
gibt, die einen solchen für leichte Fahrlässigkeit vorsehen.

Es kann nicht festgestellt werden, ob die Vermieterin bei Ver-
tragsabschluss mit der Kl auf eine derartige Möglichkeit hinge-
wiesen wurde. In der VersPolizze ist ua festgehalten, dass die an-
geführten Gebäude (Büro-, Geschäfts- und Gastronomiebetrieb,
Wohnungen) samt An- und Zubauten zum Neubauwert versi-
chert gelten.

Der zw dem Bekl und der Vermieterin abgeschlossene Miet-
vertrag lautet auszugsweise:

„[. . .] Der Mieter verpflichtet sich, diese Kosten sowie die
sonstigen, mit der Erhaltung, der Instandhaltung, der Wartung
und Verwaltung des Objektes verbundenen Kosten, Abgaben

und sonstigen Aufwendungen anteilsmäßig zu tragen, insb [. . .]
Feuer-, Haftpflicht-, Leitungswasser- und Sturmschaden-, Van-
dalismus- sowie GlasbruchVers [. . .].

Der Mieter verpflichtet sich zum Abschluss einer ausreichen-
den Vers des Mietgegenstandes im Inneren samt Inventar und
wird der Vermieterin den Abschluss und Bestand desselben wäh-
rend der gesamten Vertragsdauer auf Aufforderung schriftlich
nachweisen [. . .].“

Der Bekl zahlte die Kosten für die LeitungswasserschadenVers
anteilig im Rahmen der BK-Abrechnung. Im Juli 2017 beauftrag-
te der Bekl die 1. NI, eine Küche für seine Wohnung zu planen,
zu liefern und samt Elektrogeräten einzubauen. Zur Montage be-
diente sie sich Subunternehmen, uzw hauptsächlich des 2. NI.
Beim Montagetermin äußerte der Bekl, dass auch der Wasseran-
schluss und der Anschluss an den vorhandenen Speicher erfol-
gen sollte, welche bisher nicht vom Auftrag umfasst waren. Die
1. NI ließ den Wasseranschluss durch den 3. NI für den Bekl
ohne zusätzliche Kosten herstellen. Der 3. NI – ein Mitarbeiter

57



des 2. NI – führte die Montage in der Wohnung des Bekl aus.
Dem 3. NI war zum Zeitpunkt der Montage die Problematik
beim Anschluss einer druckfesten Armatur an einen drucklosen
Speicher nicht bekannt, er las auch keine Montageanleitung.
Durch Überdruck barst der Untertischspeicher, wodurch über
eine Dauer von etwa fünf bis zehn Stunden rund 3.000 l Lei-
tungswasser in die Gebäudesubstanz austraten. Die Kl bezahlte
die Kosten für die Sanierung des Wasserschadens. Der Bekl ver-
fügt zwar über eine HaftpflichtVers, die jedoch eine Deckung für
den ggst Leitungswasserschaden ablehnte, weil für Schäden an
gemieteten oder in Verwahrung genommenen Sachen kein Ver-
sSchutz bestehe. Die Kl begehrt vom Bekl die Zahlung von
€ 336.535,45 sA. Der Bekl und die auf seiner Seite beigetretenen
NI wandten ein, dass den Bekl kein Verschulden treffe. Der Bekl
sei mitversichert und nicht Dritter iSd § 67 VersVG, weshalb ein
Regress scheitere. Konkludent sei auch ein Regressverzicht ver-
einbart worden.

Der Mieter bedarf des Schutzes davor, für ein nur
leicht fahrlässiges Verhalten vom Versicherer des
Vermieters in Anspruch genommen zu werden.
Dafür kommt eine versicherungsrechtliche Lösung
in Form eines zw VersN und Versicherer verein-
barten (konkludenten) Regressverzichts in Frage.

Das ErstG wies die Klage ab.
Das BerG bestätigte diese E.
Der OGH gab der Rev der Kl nicht Folge.

Nach § 67 Abs 1 VersVG geht der Anspruch auf Ersatz des Scha-
dens, der dem VersN gegen einen Dritten zusteht, auf den Ver-
sicherer über, soweit dieser dem VersN den Schaden ersetzt. Der
Ausdruck „Schadenersatzanspruch“ iSd § 67 VersVG erfasst
nicht nur Schadenersatzansprüche im eigentlichen Sinn, er ist
vielmehr im weitesten Sinn zu verstehen und bezieht sich auch
auf Rückgriffsansprüche, Ausgleichsansprüche, Bereicherungs-
ansprüche ua (RS0080594; RS0080533). Dritter iSd § 67 Abs 1
VersVG ist jeder, der nicht VersN oder Versicherter ist
(RS0081376). Zur KaskoVers vertrat der OGH in älteren Ent-
scheidungen die Auffassung, dass der Mieter eines Kfz nicht Mit-
versicherter der KaskoVers, sondern Dritter ist, gegen den Re-
gressansprüche nach § 67 Abs 1 VersVG erhoben werden kön-
nen (vgl RS0080645; RS0081503). In der E 7 Ob 1/93 setzte er
sich mit den dagegen von der Lehre erhobenen Bedenken aus-
einander und kam zu einem differenzierenden Ergebnis: Er hielt
im Grundsatz weiterhin fest, dass in der KaskoVers, welche nur
der Vers des Eigentümerinteresses an der Erhaltung der versi-
cherten Sache dient (sogenanntes Sacherhaltungsinteresse), der
aufgrund einer Vereinbarung mit dem Eigentümer zur Benut-
zung der Sache Berechtigte nicht mitversichert, sondern „Drit-
ter“ iS dieser Gesetzesstelle ist (idS auch 7 Ob 128/97t). Die Mit-
Vers auch des Sachersatzinteresses ist jedoch auch in der Kasko-
Vers möglich (vgl 7 Ob 219/20m mwN). Zur Vers gegen Lei-
tungswasserschäden sprach der OGH bisher aus, dass sie eine
SachVers ist, die der Erhaltung des Gebäudes, sohin des Eigen-
tums des VersN dient. In gewissem Rahmen dient sie auch der
Erhaltung und Verwertung des Gebäudes durch Vermietung und
Verpachtung. Das Sachersatzinteresse des Mieters des VersN in

diese GebäudeVers ist auch dann nicht miteinbezogen, wenn der
Mieter im Rahmen der BK-Überwälzung die Prämie für diese
Vers trägt (7 Ob 34/99x; 7 Ob 176/12a).

Der erk Fachsenat erachtet eine Neubewertung der Frage des
Schutzes des Sachersatzinteresses des Mieters im SachVersVertrag
des Vermieters für erforderlich: Die Vers gegen Leitungswasser
bietet Schutz gegen Schäden, die durch den Eintritt von Wasser
aus Zu- oder Ableitungsrohren oder angeschlossenen Einrichtun-
gen vonWasserleitungs-, Warmwasserversorgungs- oder Zentral-
heizungsanlagen sowie aus Etagenheizungen entstehen (Sacher-
haltungsinteresse). Sie ist eine SachVers (RS0113625). Neben
dem Sacherhaltungsinteresse des Eigentümers besteht ein Interes-
se der Personen, die mit der Sache in Berührung kommen (insb
Sachnutzer), daran, nicht wegen der Beschädigung oder Zerstö-
rung oder des Verlustes der Sache haftpflichtig zu werden (Sach-
ersatzinteresse). Für den Schutz dieses Interesses kommen eine
mietvertragliche und eine versicherungsvertragliche Lösung in
Betracht. Bei der mietvertraglichen Lösung handelt es sich um
die Haftungsbeschränkung im Mietvertrag, die versicherungs-
rechtliche Lösung kommt in Form der Vers des Interesses (Mit-
Vers) oder eines zw VersN und Versicherer von vornherein ver-
einbarten Regressverzichts in Betracht (Klimke in Prölls/Martin,
Versicherungsvertragsgesetz31 § 43 Rn 16). Eine Haftungsbe-
schränkung im Mietvertrag zwischen VersN und Mieter schlägt
auch auf den Regressanspruch des Versicherers durch (vgl 7 Ob
219/20m). Für den Fall, dass eine ausdrückliche Haftungsbe-
schränkung nicht vereinbart ist, wird vertreten, dass zu prüfen
sei, ob ein Ausschluss der Haftung für leichte Fahrlässigkeit kon-
kludent nach § 863 ABGB zustande gekommen sei. Der Mieter
könnte eine Überwälzung der VersPrämie nämlich so verstehen,
dass er „abgesichert“ sei und nicht vom Vermieter schadenersatz-
rechtlich in Anspruch genommen werde (vgl Burtscher,Haftungs-
ausschluss, Legalzession und Regressverzicht des Sachversiche-
rers, Korrespondenz zu OGH 7 Ob 219/20m, JBl 2022, 123
mwN, Burtscher/Ertl in Fenyves/Perner/Rieder, VersVG § 67
Rz 16 f; Perner, Privatversicherungsrecht Kap 3.112 [Stand
1. 7. 2021, rdb.at]). Diese haftungsrechtliche Lösung ist abzuleh-
nen. Die Annahme eines konkludenten Haftungsausschlusses im
Mietvertrag für leichte Fahrlässigkeit wird nämlich der erkennba-
ren Interessenlage des Vermieters nicht gerecht. Dieser hat keinen
Anlass, von vornherein generell auf eine Inanspruchnahme des
fahrlässig handelndenMieters zu verzichten. Zudem ist es äußerst
fragwürdig, ob der Schutz des Mieters von dem Umstand abhän-
gen soll, dass der Vermieter die VersPrämie ausdrücklich (und
nicht nur kalkulatorisch) auf ihn überwälzt. Schließlich könnte
der Vermieter vernünftige Gründe haben, den Versicherer nicht
in Anspruch zu nehmen, etwa weil ihm sonst eine Kündigung des
VersVertrags ins Haus steht oder langwierige Auseinandersetzun-
genmit demVersicherer oder dessen Leistungspflicht zu erwarten
sind (vgl BGH IV ZR 298/99; Armbruster, Zum Schutz von Haft-
pflichtinteressen in der Sachversicherung, NVersZ 2001, 193
[194]). Die MitVers des Sachersatzinteresses hat zur Folge, dass
der Versicherer im Schadenfall gegen diesen Personenkreis keinen
Regress nehmen kann, wenn er den geschädigten Eigentümer ent-
schädigt hat (7 Ob 126/11x; 7 Ob 219/20m).

Den Ausgangspunkt für eine Erweiterung des VersSchutzes
(auch) auf Fremdinteressen bildet § 80 Abs 1 VersVG. Danach
gilt eine Vers nur dann für eigene Rechnung genommen, wenn
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sich aus den Umständen nicht ergibt, dass sie für einen anderen
genommen werden soll. Entsprechend dem Wortlaut („aus den
Umständen“) muss die FremdVers in der Polizze daher nicht aus-
drücklich als solche bezeichnet werden (7 Ob 219/20m). § 80
Abs 1 VersVG spricht zwar die Vermutung aus, dass die Vers
als für eigene Rechnung genommen gilt, wenn sich aus den Um-
ständen nicht etwas anderes ergibt. Diese Vermutung ist aber –
entsprechend den Umständen – leicht widerlegbar (RS0080889).
Nach der Rsp setzt der Abschluss einer Vers auf fremde Rech-
nung regelmäßig voraus, dass die Absicht des VersN auf eine
solche Vers gerichtet war und dass der Versicherer diese Absicht
aus den Umständen erkennen konnte (RS0080895); die Benen-
nung der Person des Versicherten ist nicht erforderlich (vgl
RS0080895 [T 1]). Bei der Auslegung eines Vertrags, der keinen
ausdrücklichen Einschluss eines Fremdinteresses erhält, ist im-
mer eine Interessenabwägung vorzunehmen: Der Umstand,
dass die Benutzung der versicherten Sache durch bestimmte
Dritte vorgesehen ist, spricht zunächst für das Interesse dieser
Personen, in den (Kasko-)VersVertrag einbezogen zu werden.
Wird eine damit verbundene Gefahrenerhöhung durch eine ent-
sprechende Prämienanpassung ausgeglichen, dann ist auch die
Zustimmung des Versicherers zum Einschluss derartiger Fremd-
interessen anzunehmen (7 Ob 1/93; 7 Ob 40/07v; 7 Ob 219/
20m; vgl auch Klimke, aaO § 43 Rn 22f). Geht es um die Ein-
beziehung des Besitzers (oder jedenfalls Nutzers) einer Sache in
die vom Eigentümer genommene Vers, so entscheidet somit die
erkennbare Interessenlage des Eigentümers. Diese ist dadurch
geprägt, dass er Auseinandersetzungen mit einem Besitzer, dem
er – meist aufgrund eines Vertrags – die Sachherrschaft einge-
räumt hat, vermeiden will. Wäre das Sachersatzinteresse des Be-
sitzers nicht geschützt, so wäre der VersN nach Eintritt des Ver-
sFalls genötigt, den Versicherer bei der Durchsetzung der auf
diesen übergegangenen Ansprüche zu unterstützen, was zu einer
erheblichen Belastung des Verhältnisses zum Besitzer führen
kann. Zudem kann ihm am Schutz des Besitzers gelegen sein,
weil er die Prämie (anteilig) auf diesen abgewälzt hat. Eine solche
Abwälzung ist insb im Verhältnis Vermieter/Mieter auch dann zu
unterstellen, wenn die GebäudeVersPrämie nicht offen auf den
Mieter umgelegt wurde. Schließlich ist – vor allem bei Dauer-
schuldverhältnissen – das Interesse des Eigentümers hervorzuhe-
ben, eine Beeinträchtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit
des Sachnutzers durch einen Regress des Versicherers zu vermei-
den. Für die Erkennbarkeit der Interessen des VersN genügt es,
dass der Versicherer mit einer Überlassung der Sachherrschaft an
einen Dritten rechnen muss (vgl Klimke, aaO Rn 23 mwN).

Zu bejahen ist, dass der Mieter des Schutzes davor bedarf, für ein
nur leicht fahrlässiges Verhalten vomVersicherer des Vermieters in
Anspruch genommen zu werden. Um diesen Schutz zu erreichen,
braucht der Mieter aber nicht als Mitversicherter in den Gebäude-
VersVertrag einbezogen zu werden, sodass ihm eigene Ansprüche
gegen den Versicherer zustehen (BGH IV ZR 298/99). Der BGH
vertritt, dass vielmehr aufgrund einer ergänzenden Vertragsausle-
gung von einem konkludenten Regressverzicht des Versicherers
für Fälle der leichten Fahrlässigkeit auszugehen ist und dem Ge-
bäudeversicherer der Regress auch dann verwehrt ist, wenn der
Mieter eine HaftpflichtVers unterhält, die Ansprüche wegen Schä-
den an gemieteten Sachen deckt (BGHVIII ZR 292/98, IV ZR 298/
99; IV ZR 378/02; VIII ZR 28/04; IV ZR 273/05). Er begründet dies

ausführlich [. . .]. Diese Lösung des BGH stößt in der Lehre grunds
auf Zustimmung (Armbrüster, Zum Schutz vonHaftpflichtinteres-
sen in der Sachversicherung, NVersZ 2001, 193 [195]; Langheid in
Langheid/Wandt,Münchener Kommentar zumVVG3 § 43 Rn 40f;
Burtscher/Ertl, aaO § 67 Rz 17; Perner, aaO 3.112). Methodisch lei-
tet der BGH den Regressverzicht aus einer ergänzenden Vertrags-
auslegung ab. Dem halten Armbrüster (aaO) und diesem folgend
Burtscher (aaO) entgegen, dass es nicht um das Füllen einer Ver-
tragslücke, sondern um die Ermittlung des Sinns des VersVertrags
im Wege der einfachen („eigentlichen“) Auslegung gehe. [. . .]

Auch der OGH geht – aufgrund der dargestellten beachtenswer-
ten Argumente der dRsp und der Lehre – nunmehr davon aus,
dass die Auslegung des SachVersVertrags eine Einbeziehung des
Sachersatzinteresses des Mieters in Form eines konkludenten
Regressverzichts des Versicherers für Fälle der leichten Fahrläs-
sigkeit ergeben kann. Geteilt werden jedoch die dargestellten
methodischen Zweifel an einer ergänzenden Auslegung. Viel-
mehr ist die Frage, ob das Sachersatzinteresse des Mieters in
die SachVers des Vermieters durch Regressverzicht einbezogen
wurde, durch einfache Auslegung des Vertrags nach § 914
ABGB zu klären. Auch dabei entscheidet die erkennbare Interes-
senlage des Eigentümers. Diese ist dadurch geprägt, dass er Aus-
einandersetzungen mit einem Besitzer, dem er – meist aufgrund
eines Vertrags – die Sachherrschaft eingeräumt hat, vermeiden
will. Wäre das Sachersatzinteresse des Mieters nicht geschützt,
so wäre der VersN nach Eintritt des VersFalls genötigt, den Ver-
sicherer bei der Durchsetzung der auf diesen übergegangenen
Ansprüche zu unterstützen, was zu einer erheblichen Belastung
des Verhältnisses zumMieter führen kann. Zudem kann ihm am
Schutz des Mieters gelegen sein, weil er die Prämie (anteilig) auf
diesen abgewälzt hat. Schließlich ist – va bei Dauerschuldverhält-
nissen – das Interesse des Eigentümers hervorzuheben, eine Be-
einträchtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit des Sachnut-
zers durch einen Regress des Versicherers zu vermeiden. Dem
erkennbaren und schützenswerten Interesse des VersN an einem
Regressverzicht wegen leichter Fahrlässigkeit stehen auch keine
solchen Interessen des Versicherers entgegen, die es ihm erlaub-
ten, sich einem Regressverzicht zu entziehen. Weder ist ersicht-
lich, dass der Verzicht auf die Einnahmen aus dieser Fallgruppe
die Gesamtkalkulation ernsthaft gefährden, noch erhöht sich die
Gefahr gegenüber der Eigennutzung im Allg. Der Schutz des Sa-
chersatzinteresses durch Regressverzicht steht auch nicht unter
dem Vorbehalt, dass zu Gunsten des Haftpflichtigen keine Haft-
pflichtVers besteht, die den Schaden deckt. Gegen eine Subsidia-
rität spricht insb, dass dem Haftpflichtigen (Mieter) Nachteile
drohen, wenn er – etwa weil er als versicherungsrechtlicher Laie
davon ausgeht, dass der Schaden von vornherein durch den Ge-
bäudeversicherer gedeckt ist – den HaftpflichtVersFall zu spät
anzeigt oder wenn der Haftpflichtversicherer den Deckungs-
schutz zu Unrecht ablehnt und der Haftpflichtige deshalb zu ei-
nem Deckungsprozess gezwungen ist. Zusätzlich kann es bei ei-
nem Regress des Gebäudeversicherers de facto auch dadurch zu
einer Belastung des Verhältnisses von Eigentümer und Haft-
pflichtigem kommen, dass beim Haftpflichtigen durch die Inan-
spruchnahme des Haftpflichtversicherers Aufwand entsteht, oder
dass eine Inanspruchnahme aus Gründen scheitert, die er sich
selbst zuzuschreiben hat. Diese Belastung kann dem Eigentümer
vor allem bei Dauerschuldverhältnissen nicht von vornherein
gleichgültig sein. Das gilt dann, wenn er (wovon etwa bei der
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Vers durch den Vermieter idR auszugehen ist) die VersPrämie
zumindest verdeckt auf den Haftpflichtigen abgewälzt hat. Jeden-
falls, wenn diese genannten Gesichtspunkte (Dauerschuldver-
hältnis, Abwälzung der Prämie) hinzukommen, ist daher von
einem Regressverzicht auszugehen.

Im vorliegenden Fall war die dargestellte Interessenlage der
Vermieterin der Kl bei Abschluss des VersVertrags erkennbar. In
der VersPolizze war ausdrücklich angeführt, dass es sich bei dem
versichertenGebäude um „Büro-,Geschäfts- undGastronomiebe-
trieb, Wohnungen“ und damit um ein „Mietshaus“ handelt, wobei
ein Hinweis der Kl auf die amVersMarkt grunds bestehendeMög-
lichkeit der Vereinbarung eines Regressverzichts zu Gunsten der
Mieter der Vermieterin nicht feststeht. Ein redlicher Erklärungs-
empfänger durfte daher darauf vertrauen, dass die Kl jedenfalls auf
Regressansprüche wegen leichter Fahrlässigkeit gegen jeneMieter,
auf die ihre VersN ihre Prämien (typischerweise – vgl § 21 MRG)
überwälzt, verzichtet. Es ist daher davon auszugehen, dass die Kl
gegenüber dem bekl Mieter ihrer VersN auf den Regress von leicht
fahrlässig verursachten Schäden (konkludent) verzichtete.

Der OGH befasst sich in dieser wegweisenden Entscheidung mit
der Frage, ob ein Gebäudeversicherer (Kl) wegen eines leicht
fahrlässig verursachten Leitungswasserschadens beim schädigen-
den Mieter (Bekl) Regress gem § 67 VersVG nehmen kann. Er
verneint dies und geht damit von seiner bisherigen Rsp ab (aA
bei etwas abweichendem Sachverhalt noch OGH 7 Ob 34/99x).
Das ist im Ergebnis nicht zu beanstanden: Der Wohnungsmieter
finanziert den VersSchutz nämlich über die in den Betriebskos-
ten enthaltene anteilige VersPrämie. Dass er dann nicht für leicht
schuldhaft verursachte Gebäudeschäden aufkommen soll, über-
zeugt. Das Risiko für leichte Fahrlässigkeit hat – wie auch im
Falle der Schädigung durch den VersN (§ 61 VersVG) – vielmehr
der Sachversicherer zu tragen.

Zu diesem Ergebnis gelangt der OGH über die Annahme eines
stillschweigend vereinbarten Regressverzichts. Damit schließt sich
der 7. Senat der seit Langem stRsp des BGHan (grundlegendBGH
IVZR 298/99VersR 2001, 94; bekräftigt ua in VIII ZR 28/04 VersR
2005, 498; IV ZR 378/02 VersR 2006, 1530). Zugleich lehnt er aus-
drücklich den alternativen, zuvor vom BGH vertretenen Lösungs-
weg über eine konkludenteHaftungsbeschränkung imMietvertrag
ab (BGH VIII ZR 41/95 VersR 1996, 320). Allerdings unterbleibt
eine Auseinandersetzungmit den in der Literatur geäußerten, teils
gewichtigen Bedenken gegenüber der versicherungsvertraglichen

Lösung (in Ö Kath, Regress des Versicherers 158ff; in D vor allem
Günther, Der Regress des Sachversicherers7 Rz 615ff).

Eine ausführliche Bewertung der beiden Lösungsansätze kann
hier nicht vorgenommen werden; vielmehr soll auf eine nicht
konkret entscheidungsrelevante, aber richtungsweisende Festle-
gung des OGH näher eingegangen werden. In einem obiter dic-
tum spricht der Fachsenat aus, dass ein konkludenter Regressver-
zicht unabhängig davon anzunehmen sei, ob der Mieter über
eine deckungspflichtige HaftpflichtVers verfüge (so auch der
BGH ausdrücklich in IV ZR 273/05 VersR 2006, 1536). Die me-
thodische Herleitung regt zu Kritik an. Aufgrund der wesentlich
schwächer ausgeprägten Interessenlage des VersN am Regress-
schutz des Mieters bei Bestehen einer deckungspflichtigen Haft-
pflichtVers werden in dieser Konstellation die ergänzende Ver-
tragsauslegung des BGH (vgl dazu Günther, Regress des Sachver-
sicherers7 Rz 625) wie auch die vom OGH angewendete einfache
Vertragsauslegung mE gleichermaßen überspannt. Wenn der
7. Senat postuliert, die verbleibenden Nachteile des haftpflicht-
versicherten Mieters (etwa das Risiko einer unberechtigten De-
ckungsablehnung) könnten dem VersN nicht von vornherein
gleichgültig sein (offenbar übernommen aus Klimke in Prölss/
Martin, VVG31 § 43 Rz 32; aA Armbrüster, NWJ 2006, 3683
[3684], der kein Interesse des Vermieters erkennt, den Mieter
vor allgemeinen Lebensrisiken zu bewahren), so ist nicht ersicht-
lich, inwiefern hierin eine ausreichend klare, auf den Regress-
schutz des Mieters gerichtete Absicht des VersN zum Ausdruck
kommen soll, die dem Versicherer iS der Vertrauenstheorie auch
erkennbar ist (Bollenberger/P. Bydlinski in KBB7 § 914 Rz 6). Be-
sinnt man sich auf den für die Ermittlung der Parteienabsicht
maßgebenden Vertragszweck (RS0017915 [T 23]), ist schließlich
eine ganz grundsätzliche Frage aufzuwerfen: Liegt der Zweck ei-
ner SachVers tatsächlich noch darin, einen Haftpflichtversicherer
von der Deckung des Haftpflichtrisikos seines VersN zu befreien?

Der BGH begegnet dem obigen Ergebnis, indem er dem Ge-
bäudeversicherer in sinngemäßer Anwendung der Regelungen
über die DoppelVers (Ö: § 59 Abs 2 VersVG) immerhin einen
anteiligen Ausgleichsanspruch gegen den Haftpflichtversicherer
zugesteht (BGH IV ZR 273/05 VersR 2006, 1536; IV ZR 108/06
VersR 2008, 1108). Es bleibt abzuwarten, ob sich der OGH auch
dieser Judikaturlinie anschließen wird. Jedenfalls im Bereich der
Wohnungsmiete wird allerdings häufig ohnehin keine deckungs-
pflichtige HaftpflichtVers bestehen, weil die österreichische
HaushaltsVers Schäden an gemieteten Sachen regelmäßig vom
HaftpflichtVersSchutz ausnimmt (vgl Art 17.7.1 ABH 2001).

Ähnlich wie nach der Grundsatzentscheidung des BGH könn-
ten auch der vorliegenden E in absehbarer Zeit klärende Judikate
zu weiteren Teilfragen folgen. Ein Abweichen von der grundsätz-
lichen Weichenstellung zugunsten der versicherungsrechtlichen
Lösung des Regressproblems bei Schäden durch Gebrauchsbe-
rechtigte ist mit Blick auf die Deutlichkeit der Entscheidung aber
nicht zu erwarten.
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